
Durch die Kürzungsorgie im Bundes-
haushalt, die auch den Etat des Fami-
lienministeriums verkleinert, stehen
die Mehrgenerationenhäusern vor
enormen Problemen. Konkret wird
die Förderung der einzelnen Häuser
von 40.000 auf 38.000 Euro gesenkt.
Das klingt nicht dramatisch. Aber be-
reits die 40.000 Euro waren längst
nicht mehr ausreichend. 
Schon seit einigen Jahren fordert das
Bundesnetzwerk der Mehrgenerati-
onshäuser eine höhere Fördersumme.
Schließlich ist die Aufgabenfülle in
den letzten Jahren weiter gestiegen:
Corona, Geflüchtete, aber auch die
Digitalisierung und eine zuneh-
mende Vereinsamung fordern uns
weiter heraus.
„Die meisten Angebote werden nur

noch ehrenamtlich angeboten. Es
darf kaum etwas kosten, muss aber
trotzdem einen niederschwelligen
Zugang möglichen. Außerdem ist
durch gestiegene Einkaufspreise und
Energiekosten fast kein Budget für

Sachkosten wie Kreativmaterial
mehr“, klagt Cornelia Möbius vom
Mehrgenerationenhaus in Stadtroda.
Die Kürzung bedeutet auch eine Ab-
kehr von der politischen Zielstellung
der Bundesregierung, die sie sich mit
Aufnahme in das Fachprogramm
„Förderung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse“ gesetzt hat. 
Gerade kleine Häuser können 2.000
Euro weniger nicht kompensieren.
„Für uns bedeutet die Kürzung, dass
wir gezwungen wären, die Preise für
die Angebote zu erhöhen. Damit
würden aber gleichzeitig Zielgrup-
pen, die wir unbedingt erreichen wol-
len, ausgeschlossen werden. Oder
Angebote müssen ganz gestrichen
werden. Unser Haus tri die Einspa-
rung vor allem im Offenen Treff:

denn die Mittel für die Aufwandsent-
schädigung der Ehrenamtlichen ent-
fallen. Zum jetzigen Zeitpunkt wissen
wir noch nicht, wie wir dies kompen-
sieren werden“, so die düstere Zu-
kunsprognose von Cornelia
Möbius.                
                              Celine Balhas 

Vier Gebietskörperschaen schlossen
sich vor Jahren zum bundeslandüber-
greifenden kommunalen Gesundheits-
verbund „Regiomed“ zusammen. Nun
lösen sie sich wieder voneinander. Vor
allem finanziell ist eine Veränderung
nötig. Kathrin Reinhard berichtet uns
aus der Perspektive Hildburghausens: 
Wir haben in allen vier Standorten
(Hildbughausen, Masserberg, Sonne-
berg, Neuhaus) den Grundsatzbe-
schluss, dass die Kliniken und Ver-
sorgungszentren wieder komplett von
den Kreisen betrieben werden. Das
bedeutet, dass diese jeweils wieder
eine eigene Betriebsgesellscha grün-
den und wir den Schritt aus dem Ver-
bund wieder heraus gehen, zumindest
zum Teil. Im Kreistag in Hildburg-
hausen ist dieser Entschluss am
schwersten gefallen und wurde recht
kontrovers diskutiert. 
Nächstes Jahr steht die Klinikreform
im Raum, deren Ziel eigentlich eben
solche Verbünde sein sollten, damit
die medizinische Versorgung in kleinen
Standorten gewährleistet werden kann.
Wenn es finanziell machbar gewesen

wäre, wäre es unser Anliegen gewesen,
sich einfach mehr Zeit mit der Ent-
scheidung zu nehmen. Wir haben
dann aber im Verlauf der Diskussion
gemerkt, dass es finanziell nicht dar-
stellbar ist, das so aufrechtzuerhalten.
Das Minus ist gerade in Coburg viel
zu hoch, wir könnten das in unserem
Kreishaushalt gar nicht abbilden. Daher

war es für uns nur die Frage, ob wir
es jetzt als Klinikverbund Hildburg-
hausen weiter versuchen, oder alles
insolvent gehen lassen – was aus un-
serer Sicht überhaupt keine Option ist. 
Für die Zukun hier im Kreis sind
außerdem die vielen Medizinischen
Versorgungszentren relevant, die mit
involviert sind. Die sind uns aus linker

Perspektive genauso wichtig wie der
Klinikstandort selber. Denn die Ver-
sorgung mit Ärzten im ländlichen
Raum ist ja ohnehin nicht so stark,
und daran hängen so viele Allgemein-
oder Fachärzte, die im Prinzip das
ganze Kreisgebiet abdecken. Da müssen
wir alle Hebel in Bewegung setzten,
um das zu erhalten. 
Es ist ein recht verwirrendes Konstrukt.
Wir gehen zwar aus der Verbund-
struktur, behalten aber einen Teil des-
sen als übergeordnete GmbH aufrecht.
Darin sind eben die Verwaltung ent-
halten, die Labore, die ganze IT und
Personalentwicklung. Regiomed löst
sich auf, aber auch nicht ganz voll-
ständig. 
Wir müssen vor Ort jetzt erstmal
weiter neue Strukturen schaffen. Im
letzten Kreistag haben wir einen Ge-
sundheitsausschuss auf den Weg ge-
bracht. Da sind wir sehr froh, dass
unser Änderungsantrag der Linken
durchgekommen ist, damit das mehr
als ein Krankenhausausschuss ist, in
dem wir mehr Spielraum für die gute
Gesundheitsversorgung haben.

UNZ 14.12.20236 ANZEIGE

Ein verwirrendes Konstrukt 
Erst 2008 wurde der kommunale Gesundheitsverbund Regiomed gegründet. Warum er jetzt
vor dem Aus steht und wie mehr Spielraum für gute Gesundheitsversorgung geschaffen
werden kann, erklärt die Kreisvorsitzende der Hildburghäuser LINKEN, Kathrin Reinhardt.
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Teilhabe in Gefahr durch Kürzungsorgien
Wie das Berliner Spardiktat der Ampel Thüringer Mehrgenerationenhäuser in ihrer Existenz bedroht. 

Auch das geht in Mehrgeneratio-
nenhäusern: „Aufmucken gegen
Rechts“ in Mühlhausen

Werden die Betten aus den vier Südthüringer Krankenhäusern bald abtrans-
portiert? DIE LINKE will trotz des Endes von Regiomed nach Spielräumen für
eine gute Gesundheitsversorgung von Südthüringen suchen. 


